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A.  Gutachtenfragen

Folgende  ko  nkrete  Fragen  der  Bürgerinitiative  Umweltschutz  Lüchow-Dannen-

berg  e.V.  sollen  beantwortet  werden:

1,  Können  nach  der  Vorlage  des BGE-Zwischenberichts  und  vor  der  Ein-

berufung  einer  ersten  Fachkonferenz  Teilgebiete  eine  angemessene  Le-

sezeit  sowie  Informationsveranstaltungen  zur  Erläuterung  des Berichts

angeboten  werden?

2.  Kann  der  Standort  Gorleben  bereits  bei  Vorlage  des Zwischenberichts

der  BGE  im  Herbst  2020  aus dem  weiteren  Suchverfahren  ausschei-

den?

B.  Gutachterliche  Stellungnahme

I.  Zur  Frage  l

l.  Hintergrund  der  Fragestellung

Das  Bundesamt  für  kerntechnische  Entsorgungssicherheit  (im  Folgenden  BASE)

hat  zwischenzeitlich  bekannt  gegeben,  die  Fachkonferenz  Teilgebiete  im  Oktober

2020  zu  beginnen.l  Nach  § 9 Abs.  1 S. 1 StandAG  benuft  BASB  eine  Fachkonfe-

renz  Teilgebiete  nach  Erhalt  des Zwischenberichts  der  Bundesgesellschaft  für

Endlagerung  mbH  (irn  Folgenden  BGE)  ein.,,Teilnehmende  Personen  sind  Bür-

gerinnen  und  Bürger,  Vertreter  der  Gebietskörperschaften  der  nach  Fg 13 Abs.  2

ermitte)ten  Teilgebiete,  Vertreter  gesellschaftlicher  Organisationen  sowie  Wis-

senschaftleen  und  Wissenschaftler':  so Satz  2 des Fg 9 Abs.  1 StandAG.  Die

Fachkonferenz  Teilgebiete  soll  den  Zwischenbericht  der  BGE  in,,höchstens  drei

Terminen  innerhalb  von  sechs  Monaten"  erörtern  (§ 9 Abs.  2 S. 1 StandAG).

Bisher  liegt  der  Zwischenbericht  der  BGE  noch  nicht  vor.  Auf  der  Homepage

vom  BASE  ist  aktuell  zu  lesen,  dass  im  Rahmen  der  Fachkonferenz  Teilgebiete

die  BGE

,,ihren  Zwischenbericht  zur  Diskussion  stellt.  Er  gibt  der  Öffentlichkeit

erstmals  einen  Einblick  in  den  Stand  der  Arbeiten  zur  Endlagersuche.  In

l www.base.bund.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/BASE/DE/2020/0522infoaktionen.html.
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dem  Bericht,  der  vor  Veröffentlichung  nicht  durch  BASE  oder  Bundesre-

gierung  überprüft  wird,  zeigt  das Unternehrnen,  welche  Gebiete  in Deutsch-

land  aus seiner  Sicht  aus dem  weiteren  Verfahren  aufgtund  ihrer  fehlenden

gmndsätzlichen  Eignung  auszuschließen  sind  und  welche  weiter  im  Verfah-

ren  bleiben  sollen.  Der  Bericht  stellt  keine  Festlegung  dar."2

Für  die  Vertreter  der  Region  Lüchow-Dannenberg  stellt  sich  insbesondere  die

Frage,  ob nach  der  Vorlage  des BGE-Zwischenberichts  und  noch  vor  Einberu-

fung  einer  ersten  Fachkonferenz  Teilgebiete  eine  angemessene  Lesezeit  sowie  In-

formationsveranstalfüngen  zur  Erläuterung  des Berichts  angeboten  werden  kön-

nen.

2.  Bürgerbeteiligung

Die  im  StandAG  normierten  Beteiligungsformate,  nämlich  das Nationale  Begleit-

gremium  (§ 8), die  Fachkonferenz  Teilgebiete  (§ 9), die  Regionalkonferenzen  (§

10)  und  die  Fachkonferenz  Rat  der  Regionen  (§ 11),  stellen  im  deutschen  Ver-

waltungsverfahrensrecht  ein  Novum  dar.3 Von  diesen  neuen  Beteiligungsformen

zu unterscheiden  ist  die  in § 7 StandAG  geregelte  nachgeschaltete  Offentlich-

keitsbeteiligung  mit  der  Möglichkeit,  Stellungnahmen  zu den  Vorschlägen  nach  e)
14 Abs.  2 (zu  den  übertägig  zu erkundenden  Standortregionen),  § 16 Abs.  3 (un-

tertFtgtg  zu erkundenden  Standorten)  und  zum  Standortvorschlag  nach  § 18 Abs.  3

StandAG  abzugeben  und  im  Rahmen  von  durchzuführenden  Erörterungsterminen

noch  zu  vertiefen."

Die  im  StandAG  erstmals  normierten  vorgenannten  Beteiligungsformate  korres-

pondieren  mit  dem  Zweck  des Gesetzes  (§ 1 StandAG),  und  zwar  ein  nationales

Endlager  zu finden,  welches  bestmögliche  Sicherheit  für  eine  Million  Jahre  bie-

tet. Dieses  gesetzgeberische  Ziel  soll  erreicht  werden  durch  ein  partizipatives,

wissenschaftsbasiertes,  transparentes,  selbsthinterfragendes  und  lernendes  Ver-

fahren,  um  so einen  Standort  zu ermitteln,  der  von  allen  toleriert  werden  kann.5

Damit  wurde  den  gesetzlich  geschaffenen  Beteiligungsformaten  einp  gewichtige

Rolle  übertragen,  um  umfassende  Transparenz  und  eine  breite  Beteiligung  im

Standortsuchverfahren  herzuste11en.6

Zudem  sind  die  in  § 5 StandAG  geregelten  Grundsätze  der  Öffentlichkeitsbeteili-

gung  seitens  des BASE  auch  sicherzustellen.  Nach  § 5 Abs.  2 S. 1 und  2 Stan-

dAG  hat  das BASE  nämlich  dafür  zu sorgen,  dass die  Offentlichkeit

2 www.base.bund.de/SharedDocsfKurzmeldungen/BASE/DE/2020/0522infoaktionen.hhnl,  zuletzt  abgeru-

fen am 03.06.2020.

3 Urspinglich  waren,,Bürgerversammlungen"  und,,Bürgerdialoge"  vorgesehen  (vgl.  § 9 StandAG  2013).

4 Vgl.  dazu  Wollenteit,  in: Frenz,  Atornrecht  2019,  § 7 Rn. 2 ff.

5 Abschlussbericht  der  Endlagerkommission,  K-Drs.  268,  123.

6 Vgl.  auch  Wollenteit,  in: Frenz,  Atornrecht  2019,  § 8 Rn. 5.
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,,frühzeitig  und  während  der  Dauer  des Standortverfahrens  umfassend  und

systematisch  über  die  Ziele  des Vorhabens,  die  MittÖl  und  den Stand  seiner

Verwirklichung  sowie  seine  voraussichtlichen  Auswirkungen  unterrichtet

und  über  die  vorgesehenen  Beteiligungsformen  beteiligt  wird.  Dies  soll  in

einem  dialogorientierten  Prozess  erfolgen".

An  den in  § 5 StandAG  normierten  Grundsätzen  muss  sich  das BASE  im  Laufe

des gesamten  Auswahlverfahrens  messen  lassen.

Die  unterschiedlichen  Beteiligungsformate  sind  entweder  dauerhaft  (Nationales

Begleitgremium)  oder  voibergehend  (Fachkonferenz  Teilgebiete,  Regionalkon-

ferenzen,  Fachkonferenz  Rat  der  Regionen)  eingerichtet.  Zudem  arbeiten  die  For-

mate  auf  den  verschiedenen  täumlichen  Ebenen.  Das  Nationale  Begleitgremium

besteht  auf  nationaler  Ebene.  Uberregional  sind  die  Fachkonferenz  Teilgebiete

und  Fachkonferenz  Rat  der  Regionen  sowie  regional  die  Regionalkonferenzen

vorgesehen."

Hier  soll  der  Blick  zunächst  auf  die  Fachkonferenz  Teilgebiete  gerichtet  werden.

Die  Fachkonferenz  Teilgebiete  schafft  die  erste  Betei1igungsmöglichkeit  in  Phase

I des Standortauswahfüerfahrens,  und  zwar  um  einem,,Beteiligungsparadoxon"

zuvorzukornmen.  Denn  meist  stehen  potentiell  umfangreichen  Einwirkungsmög-

lichkeiten  am Beginn  eines  Prozesses  wenig  bis  keine  reale  Beteiligungsbereit-

schaft  gegenüber.8  Ziel  der  Facmonferenz  ist  auch,  eine  standortübergreifende

Sichtweise  zu ermöglichen,  die  den  Aufbau  eines  Erfahrungs-  und  Wissensstan-

des befördert  und  damit  die  spätere  Arbeitsauföahme  der  Regionalkonferenzen

und  deffi Rates  der  Regionen  sowie  die  Gestalfüng  der  Offentlichkeitsbeteiligung

erleichtern  karu'i.9

3.  Einberufung  durch  BASE

Die  Fachkonferenz  Teilgebiete  wird  ausweislich  des e) 9 Abs.  1 S. 1 StandAG

,,bemfen".  Die  Endlagerkornmission  versteht  unter,,berufen':  dass das BASE

,,offen  einlädt".  So sollen  Vertreter  der  Kommunen,  der  gesellschaftlichen  Orga-

nisationen  und  der  Bürgerschaft  aus den  Teilgebieten  besonders  angesprochen

werden.  Auch  die  Teilnahrne  von  Fachleuten  außerhalb  der  betroffenen  Teilge-

biete  ist  gewünscht,  um  fachlich  vertiefende  Diskussionen  und  eine  standortüber

greifende  Sichtweise  zu ermöglichen.lo  Die  Zahl  der  Teilnehmer  ist  nicht  näher

7 Wollenteit,  in: Frenz,  Atomrecht  2019,  § 8 Rn. 6.

8 Vgl.  zum,,Beteiligungsparadoxon"  Abschlussbericht  der  Endlagerkommission,  K-Drs.  268,  393,  auch

Wollenteit,  in: Frenz,  Atomrecht  2019,  § 9 Rn. 2 m.w.N..

9 Abschlussbericht  der  Endlagerkommission,  K-Drs.  268,  393.

lo Abschlussbericht  der  Endlagerkommission,  K-Drs.  268,  394.
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spezifiziert,  sodass  diese  abhängig  von  der  Betei1igungsbereitschaft  und  dem  Er-

messen  des BASE  ist.ll

Außerdem  beruft  das BASE  die  Fachkonferenz

,,nach  Erhalt  des Zwischenberichts"

ein  (§ 9 Abs.  1 S. 1 StandAG).  Nach  dem  Gesetzeswortlaut  ist somit  der  Zeit-

punkt  der  Berufung  bestirnrnt,  und  zwar  auf  nach  dem  Erhalt  des Zwischenbe-

richts.  Das  ist  auch  denklogisch,  denn  ab diesem  Zeitpunkt  ist  dem  BASE  be-

kannt,  welche  Teilgebiete  ermittelt  wurden  und  wer  besonders  angesprochen  wer-

den soll.  Beispielsweise  dürften  die  Vertreter  von  Gebietskörperschaften,  d.h. die

Bürgermeister  und  Gemeinderäte,  besonders  daran  interessiert  sein,  fnühzeitig  vor

Beginn  der  Fachkonferenz  zu wissen,  ob ihr  Gemeindegebiet  in  einem  der  ermit-

telten  Teilgebiete  liegt.

Der  Gesetzgeber  hat  jedoch  nicht  geregelt,  wieviel  Zeit  zwischen  Veröffentli-

chung  des Zwischenberichts  durch  die  BGE  und  Einberufung  der  Fachkonferenz

durch  BASE  vergehen  soll.  Jedenfalls  ist  mit  Blick  auf  die  in § 5 StandAG  ge-

setzlich  normierten  Grundsätze  der  Offentlichkeitsbeteiligung,  den  Teilnehmern

zur  gfündlichen  Vorbereitung  auf  die,,Erörterung"  des Zwischenberichts  bereits

zum  ersten  Termin  ausreichend  Zeit  zur  Verfügung  zu ste11en.12 Notwendig  wä-

ren  beispielsweise  eine  ausreichende  Lesezeit  und  zusätzliche  Informationsveran-

staltungen  sobald  der  Zwischenbericht  der  BGE  vorliegt.  Jedenfalls  widerspricht

es den  Grundsätzen  der  Offentlichkeitsbeteiligung,  wenn  ab Veröffentlichung  des

Zwischenberichts  und  bis  zum  erstem  Tertnin  zur  Fachkonferenz  Teilgebiete  den

zu  Beteiligenden  keine  bzw.  nur  wenig  Vorbereitungszeit  verbliebe.  Als  ange-

messene  Vorbereitungszeit  dürfte  ein  Zeitfenster  von  mindestens  zwei  bis  drei

Monaten  vor  dem  ersten  Termin  zur  Fachkonferenz  Teilgebiete  angenommen

werden.

Vor  diesem  Hintergnund  widerspricht  es dem  StandAG,  dass das BASE  im  Okto-

ber  2020  die  Fachkonferenz  Teilgebiete  beginnen,  d.h. den  ersten  Termin  am

17./18.10.2020  durchführen  möchte.  Mit  der  Terminsbekanntgabe  sind  verscie-

dene  Fragen  verbunden,  denn  der  Zwischenbericht  der  BGE  liegt  bis  heute  noch

nicht  vor.  Deshalb  kann  die  Ankündigung  des BASE  lediglich  als Vorankündi-

gung  zum  Beginn  der  Fachkonferenz  verstanden  werden.

ll Wollenteit,  in: Frenz,  Atomrecht  2019,  § 9 Rn. 3; so auch Kuhbier,  Kurzgutachten  im Auftrag  von BASE,
April  2020, S. 5 ff.,  der von,,offener  Partizipation"  spricht.

12 So auch Kuhbier,  Kurzgutachten  im Au'fö'ag  von BASE,  April  2020,  S. 8:,,eine  gründliche  Lektüre  (wäre)
ratsam".
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4. Erörterung  des Zwischenberichts

Im  Rahmen  der  Fachkonferenz  Teilgebiete  soll  der  Zwischenbericht  nach  Fg 13

Abs.  2 Satz  3 der  BGE  mbH,,erörtert"  werden,  und  zwar  in  höchstens  drei  Ter-

minen  innerhalb  von  sechs  Monaten  (§ 9 Abs.  2 Satz 1 StandAG).  Da  die  Nicht-

einhaltung  der  Fristen  keinen  Verfahrensfehler  begindet,  köru'ien  auch  zusätzli-

che Termine  zur  Erörterung  oder  weitere  Zeitfenster  angesetzt  werden.13

Der  Vorhabenträger  hat  den  Teilnehmern  nach  § 13 Abs.  2 S. 3 StandAG  den  IIn-

halt  des Zwischenberichts  zu erläutern.  Die  Teilnehmer  der  Fachkonferenz  haben

nämlich  einen  Anspruch

,,auf  umfassende  Erläuterungen  von  Vertretern  der  BGE  zu den  Inhalten

des Zwischenberichts  und  den  Methoden  bei  der  Erarbeitung  ." 14

Im  Rahmen  der  Fachkonferenz  soll  die  Anwendung  der  Ausschlusskriterien,  der

geologischen  Mindestanforderungen  und  der  geowissenschaftlichen  Abwägungs-

kriterien  erörtert  werden,  die  zur  Identifizierung  von  Teilgebieten  durch  den  Vor-

habenträger  geführt  haben.15  Erörterungsterminen  wird  in den  Fachplanungen  -

auch  im  atornrechtlichen  Planfeststellungsverfahren  -  richtigerweise  eine  zentrale

Bedeutung  beigemessen.16  Denn  Zweck  der  Erörterungen  ist  es, Transparenz  und

Kontrolle  im  Verfahren  zu  schaffen.  Die  neuen  Beteiligungsformate  im  StandAG,

und  damit  auch  die  Fachkonferenz  Teilgebiete,  sollen  im  Ergebnis  und  im  Ver-

gleich  zu  der  bisher  üblichen  Öffentlichkeitsbeteiligung  qualitativ  hochwertiger,

legitimierter  und  akzeptierbar  gestaltet  werden.17  An  dieser  ambitionierten  Ziel-

vorgabe  muss  sich  die  Fachkonferenz  Teilgebiete  im  Ergebnis  messen  lassen.

Und  das BASE  muss  entsprechend  den  Gnundsätzen  der  Öffent1ichkeitsbeteili-

gung  die  Fachkonferenz  Teilgebiete  so gestalten,  dass die  Öffentlichkeit,,'föihzei-

tig",,,umfassend"  und,,systematisch"  sowie,,dialogorientiert"  informiert  und  be-

teiligt  wird.  Den  Grundsätzen  wird  BASE  nur  gerecht,  wenn  nach  Veröffentli-

chung  des Zwischenberichts  und  vor  dem  ersten  Termin  der  Fachkonferenz  der

Offentlichkeit  noch  genügend  Zeit  zur  Vorbefassung,  durch  ausreichend  Lesezeit

und  vorbereitende  hiformationsveranstalfüngen,  verbleibt.

Diese  Forderung  ist  auch  aufgnund  der  Wirkungen  der  Fachkonferenz  Teilgebiete

auf  das weitere  Verfahren  gerechtfertigt.  Denn  die  Fachkonferenz  hat  innerhalb

13 BT-Drs.  18/11398,  S. 55.

14 So die  Endlagerkommission  im  Abschlussbericht,  K-Drs.  268,  394.

15 BT-Drs.  18/11398,  55.

16 Vgl.  nur  Ziekow,  VwVfG,  4. Aufl.  2020,  Fg 73 Rn. 60 m.w.N.;  ausführlich  zu den Funktionen  eines  Erörte-

rungstemiins  Debus,  in: Dokumentation  zur  32. wissenschafüichen  Fachtagung  der  Gesellschaft  für  Umwelt-

recht,  2008,  S. 185  ff.

17 K-Drs.  268,  39.
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eines Monats  nach dem letzten  Termin  einen Bericht  über  die Beratungsergeb-

nisse dem Vorhabenträger  vorzulegen  (§ 9 Abs. 2 S. 3 StandAG).  Dieser  ist nach

§ 9 Abs. 2 S. 5 StandAG  sodann ausdräcklich  verpflichtet,  die Beratungsergeb-

nisse bei seinem Vorschlag  für die übertägig  zu  erkundenden  Standortregionen
nach § 14 Abs. 2 StandAG,,zu  beicksichtigen",

Ein  solches Beratungsergebnis  zum Ende der Fachkonferenz  Teilgebiete  kornmt
allerdings  nur  zustande,  wenn  die beteiligte  Offentlichkeit  von  Begiru'i  an die

Möglicmeit  hatte, sich auf  alle Termine,,fnühzeitig",,,umfassend"  und,,systema-

tisch" vorzubereiten und sich,,dialogorier>tiert"  in den,,Erörterungsterminen"  zu
äußern, und damit  den Zwischenbericht  der BGE zu  hinterfiragen.

Es dürfte  unzweifelhaft  sein, dass ohne entsprechende  Möglichkeit  der Vorberei-
tung  eine Erörterung  und öffentliche  Auseinandersetzung  mit  dem Zwischenbe-
richt  der BGE,,auf  Augenhöhe"  nicht  stattfinden  kann.

Das Beratungsergebnis  der Fachkonferenz  Teilgebiete  kann dazu führen,  dass

dieses vom  Zwischenbericht  der BGE  abweicht  und diesen modifiziert.  Die  Bera-

tungsergebnisse  der Fachkonferenz  Teilgebiete  köru'ien somit  auf  den Vorschlag

des Vorhabenträgers  zur Auswahl  der übertägig  zu  erkundenden  Standorte  durch-

sch1agen.18 Der Bericht  der Fachkonferenz  ist damit  nicht  nur  für den Vorhaben-

träger  BGE  von Bed<;utung, sondern  dieser wird  auch dem BASE  nach § 14 Abs.
2 StandAG  mit  dem StandortvorschJag  för  die übertägige  Erkundung  von

Standortregionen  übermitte1t.19

Mit  der Übermittlung  der Berafüngsergebnisse  an den Vorhabenträger  löst sich

die Fachkonferenz  Teilgebiete  automatisch  auf  (§ 9 Abs. 2 S. 4 StandAG).

Alles  in allem  kornmt  der Fachkonferenz  Teilgebiete  eine maßgebliche  Rolle  so-

gleich  zu Beginn  des Suchverfahrens  zu. Denn  das Berafüngsergebnis  der Fach-

konferenz  ist im weiteren  Verfahren  von Relevanz.  Deshalb  sollte  nach Veröf-

fentlichung  des Zwischenberichts  und vor  dem ersten Termin  der Fachkonferenz
der Offentlichkeit  noch genügend  Zeit  zur  Vorbereifüng  verbleiben.

18 BT-Drs.  18/11398,  55.

19 Wollenteit, in: Frenz, Atomrecht 2019, F:19 Rn. 5.
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II.  Zur  Frage  2

1.  Hintergrund  der  Fragestellung

Wie  bereits  ausgeführt,  wird  voraussichtlich  im  Oktober  2020  der  Zwischenbe-

richt  mit  den  seitens  der  BGE  ernnittelten  Teilgebieten  in  Kassel  vorgeste11t.2o

Dieser  Zwischenbericht  enthält  die  Teilgebiete  gemäß  S, 13 Abs.  I StandAG,  die

aufgnind  günstiger  geologischer  Voraussetzungen  für  die  übertägige  Erkundung

gemäß  § 15 StandAG  im  weiteren  Verfahren  in  Betracht  gezogen  werden.

Vorliegend  wurde  die  weitere  Frage  aufgeworfen,  ob der  Standort  Gorleben  be-

reits  zu den,,nicht  identifizierten  Teilgebieten"  gehören  kann  bzw.  zu diesem

Zeitpunkt  durch  eine  negative  Auswahlentscheidung  aus dem  Verfahren  aus-

scheiden  könnte.

Die  Frage  ist  mit  einem  klaren  JA  zu  beantworten.  Dazu  im  Einzelnen:

2.  Der  Salzstock  Gorleben  im  StandAG

Der  Salzstock  Gor1eben21  wird  in  das Standortauswah1verfahren

,,wie  jeder  andere  in  Betracht  kommende  Standort  gemäß  den  nach  den §§

22 bis  26 festgelegten  Kriterien  und  Anforderungen"

einbezogen,  so ausdicklich  § 36 Abs.  I S. 1 StandAG.22

In § 36 StandAG  wird  sowohl  vom,,Salzstock"  Gorleben  als auch  vom,,Stand-

ort"  Gorleben  gesprochen,  so dass Salzstock  und  Standort  hier  synonym  verwen-

det  werden.  Das  ist  auch  konsequent,  denn  der  Salzstock  Gorleben  nimrnt  am

Standortauswahlverfahren  teil,  ist  aber  nicht  als Standort,,gesetzt".  Er  ist  aus-

weislich  des Satzes  3 kein  Referenzstandort  für  andere  zu erkundende  Standorte.

Vielmehr,,kann"  der  Salzstock  Gor1eben,,lediglich"  in  den  jeweiligen  Verfah-

rensabschnitten  nach  den  §§ 13 bis  20 des StandAG  mit  anderen  Standorten  ver-

glichen  werden,  so § 36 Abs.  1 S. 2 StandAG.

2o Die  Fachkonferenz  Teilgebiete  soll  am 17./18.10.2020  in  Kassel  stattfinden,  vgl.  dazu  Meldung  unter

https://www.base.bund.de/SharedDocs/Kurzme1dungen/BASE/DE/2020/O522infoaktionen.hhnl.

21 Die  korrekte  Bezeichnung  des Salzstocks  ist,,Gorleben-Rambow".  Der  Einfachheit  halber  wird  im  Weite-

ren  nur  vom,,Salzstock  Gorleben"  gesprochen.

22 Zur  Entstehungsgeschichte  der  Norm,  insbesondere  zum  Streit  in  der  Endlagerkommission,  ob Gorleben

im Vföahren bleiben soll Hofmann, in: Smeddinck (Hrsg.), StandAG, 2017, § 29 Rn. 4 ff.; dazu auch Wol-
lenteit,  in:  Frenz  (Hrsg.),  Atomrecht  2019,  Fg 36 Rn.  1 ff.
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Danach  wird  der  Salzstock  Gorleben  -  so wie  alle  anderen  Standorte  auch  -  dann

als möglicher  Standort  ausgeschlossen,  wenn  er in  den einzelnen  Phasen  des

Suchverfahrens  nicht

*  als Teilgebiet  (§ 13 Abs,  2),

*  als übertägig  zu erkundende  Standortregion  (§ 15 Abs.  3),

@ als untertägig  zu erkundender  Standort  (§ 17 Abs.  2) und

*  als endgültiger  Standort  (§ 20)

ausgewählt  wird  (§ 36 Abs.  1 S. 5 StandAG).

Der  Standort  Gorleben  kann  somit  aus dem  weiteren  Standortauswahlverfahren

ausscheiden,  weru'i  in  einer  der  vorgenannten  Verfahrensstufen  eine  negative  .

Auswahlentscheidung  bezüglich  des Standortes  Gorleben  getroffen  wurde.  Eine

solche  Entscheidung  kann  auch  bereits  zu  Beginn  des Verfahrens  fallen.  Rechts-

folge  einer  solchen  negativen  Auswahlentscheidung  ist,  dass der  Salzstock  Gorle-

ben  von  der  weiteren  Suche  im  Standortauswahlgesetz  dann  ausgeschlossen

bleibt.

3. Phase  1 der  Standortauswahl

Die  Auswahl  der  Standofü  durchläuft  -  wie  bereits  dargestellt  wurde  -  drei  Pha-

sen.23 Maßgeblich  ist  nach  der  hier  vorliegenden  Fragestellung  zunächst  der  Blick

auf  die  Phase  1. In  dieser  Phase  werden  zu Beginn  sog. Teilgebiete  identifiziert  (§

13 StandAG)  und  schließlich  aus diesen  Teilgebieten  die  Standortregionen  für  die

übertägige  Erkundung  festgelegt  (§ 15 StandAG).""'

Nach  § 13 Abs.'  1 StandAG  hat  der  Vorhabenträger  (die  BGE)  unter  Anwendung

der  in  den  §§ 22 bis  24 StandAG  festgelegten  geowissenschaftlichen  Anforderun-

gen  und  Kriterien,,Teilgebiete"  zu ermitteln  bzw.  wenn  Ausschlusskriterien  er-

füllt  sind,  ein  Gebiet  auszuschließen.

Nach  der  gesetzlichen  Begriffsbestimmung  in  § 2 Nr.  18 StandAG  werden,,Teil-

gebiete"  als die  nach  § 13 StandAG  zu ermittelnden  Gebiete  verstanden,

,,die  günstige  geologische  Voraussetzungen  für  die  sichere  Endlagerung

hochradioaktiver  Abfälle  erwarten  lassen".

23 Ausfiihrlich  zum  Phasenmodell  Wollenteit,  in: Burgi  (Hrsg),  14. ATRS,  2013,  S. 292,  394 f.; ders.,  in:

Frenz  (Hrsg),  Atomrecht  2019,  § 13 StandAG  Rn. 3; Schlacke/Schrüttger,  ZUR  2017,  137.

24 Die  identifizierten  Standortregionen  werden  in  Phase  2 übertägig  erkundet  (§ 16).  Sodann  wird  festgelegt,

welche  dieser  Standorte  untertägig  zu erkunden  sind  (§ 17).  In  Phase  3 findet  die  untertägige  Erkundung  statt

(§ 18)  und  schließlich  der  Endlagerstandort  festgelegt  (§ 20).
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Von  dem,,Gebiet"  sind  nach  § 2 Nr.  6 StandAG  neben  den  übertägigen  Flächen

auch  die  darunterliegenden  Gesteinsfori'nationen  umfasst.  Somit  weist  ein  Teilge-

biet  neben  seiner  übertägigen  Oberfläche  auch  eine  untertägige  geologische  For-

mation  auf,  welche  aufgnund  der  geowissenschaftlichen  Kriterien  (Ausschlusskri-

terien,  Mindestanforderungen,  Abwägungslaiterien)  fiir  die  Standortauswahl  in

der  Phase  1 in Betracht  kommt  oder  eben  nicht.

Auch  der  Standort  Gorleben  kann  ein  solches  Teilgebiet  sein,  denn  der  Begriff

,,Gebiet"  bezeichnet  einen  in sich  geschlossenen  räumlichen  Bereich  von  größe-

rer  Ausdehnung.25  Der  geschlossene  räumliche  Bereich  des Salzstocks  Gorleben

kann  ohne  weiteres  unter  diesen  Begriff  fallen.  Außerdem  spricht  der  Wortlaut

des Fg 36 Abs.  1 S. 5 Nr.  1 StandAG  für  diese  Auslegung,  deru'i  danach  ist  der

Salzstock  Gorleben  für  das weitere  Verfahren  ausgeschlossen,  wenn  er nicht  zu

den  nach  § 13 Abs.  2 ernüittelten  Teilgebieten  gehört.

Aus  den  identifizierten  Teilgebieten  wiedemm  ist  eine  Auswahl  von  Standortre-

gionen  für  die  übertägige  Erkundung  zu  treffen  (§ 14 Abs.  1 StandAG).26  Da  eine

Region  als zusarnmenhängendes  und  auf  eine  bestirnmte  Weise  geprägtes  (größe-

res)  Gebiet27  anzusehen  ist,  könnte  ein Gebiet  als Teil  einer  Region  angesehen

werden.28  Es spricht  mit  Blick  auf  den Salzstock  Gorleben  aber  auch  vieles  dafür,

dass Gebiet  und  Region  (und  damit  auch  Teilgebiet  und  Standortregion)  ebenfalls

synonym  verwendet  werden  köru'ien,29  denn  der  Salzstock  Gorleben  kann  aus-

weislich  des § 36 Abs.  1 S. 5 Nr.  2 auch  aus dem  Verfahren  ausgeschlossen  wer-

den,  wenn  er nicht  zu den  nach  S, 15 Abs.  3 festgelegten  übertägig  zu erkunden-

den Standortregionen  gehört.

Der  Salzstock  Gorleben  kann  demnach  in  jeder  Phase  des Verfahrens  mit  anderen

Standorten  und  Standortregionen  verglichen  werden,  solange  er nicht  nach  § 36

Abs.  I S. 5 StandAG  ausgeschlossen  wurde.

Die  Endlagerkornrnission  schätzt,  dass in  Phase  1 etwa  20 bis  30 Teilgebiete  er-

mittelt  und  anschließend  daraus  6 bis  8 Standortregionen  für  die  übertägige  Er-

kundung  ausgewählt  werden.-'o

Mit  Blick  auf  § 36 Abs.  1 S. 4 StandAG  ist  noch  auf  das Folgende  hinzuweisen:

Einerseits  diirfen  die  gewonnenen  Erkenntnisse  aus der  jahrzehntelangen  Erkun-

25 Duden,  Deutsche  Rechtschreibung.

26 Wollenteit,  in: Frenz,  Atomrecht 2019, 0 13 StandAG Rn. 5 m.w.N.;  vgl.  K-Drs.  268, S. 255.
27 Duden,  Deutsche  Rechtscmeibung.

28 So Wil(mann, in: Smeddinck (Hrsg.), StandAG, 2017, el 13 Rn. 23.
29 Vgl.  zu dieser  Auslegung  und  Abgrenzung  auch  Willmann,  in: Smeddinck  (Hrsg.),  StandAG,  2017,  § 13

Rn. 23 ff.

3o K-Drs.  268,  S. 255,  Fn. 812.
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dung  des Salzstocks  Gorleben  und  auch  die  vorhandenen  Infrastruktureinrichfün-

gen  nicht  in  die  vergleichende  Standortbewertung  einfließen.31  Denn  Vorausset-

zung  für  einen  in  Betracht  kommenden  Standort  ist,  ob dieser  die,,bestmögliche

Sicherheit"  bietet32,  und  nicht,  ob in  der  Vergangerföeit  hivestitionen  getätigt  oder

Erkundungsmaßnahinen  umgesetzt  wurden.33  Andererseits  sollte  im  Standortaus-

wahlverfahren  bereits  bisher  gesarnmeltes  und  ausgewertetes  Wissen  nicht  unbe-

achtet  bleiben  oder  gar  verloren  gehen,  sondern  reflektiert  und  ergebnisoffen  ge-

nutzt  werden.34  Damit  ist  klargestellt  und  auch  gewünsclit,  dass die  in der  Region

Lüchow-Dannenberg  gesammelten  Erkenntnisse  in  der  jeweiligen  Phase  des Ver-

fahrens  vorgebracht  werden  köru'ien  und  seitens  der  BGE  auch  gewürdigt  werden

müssen,

4.  Ermittlung  von  Teilgebieten  durch  die  BGE  mbH

Die  BGE  hat  Teilgebiete  zu ermitteln,  die  günstige  geologische  Voraussetzungen

für  die  sichere  Endlagerung  radioaktiver  Abfölle  erwarten  lassen,  und  zwar  unter

Anwendung  der  gesetzlich  normierten  geowissenschaftlichen  Anforderungen  und

Kriterien  gemäß  §§ 22-24  StandAG  (§ 13 Abs.  1 StandAG).  In  dieser  1. Verfah-

rensstufe  geht  es noch  nicht  darum,  eine,,günstige  geologische  Gesamtsituation"

im  Sinne  von  § 24 Abs.  l StandAG,  zü ermitteln.  Denn  in  dieser  1. Phase  steht

noch  kein  spezifisches  Endlagersystem  zur  Diskussion.  Fiir  die  Ermittlung  der

Teilgebiete  genügen  generische,  an den  verschiedenen  Wirtsgesteinskonfiguratio-

nen  orientierte  Endlagerkonzepte,  die  im  laufenden  AuswaNverfahren  innerhalb

der  Phasen  2 und  3 stetig  standortspezifisch  mit  dem  Erkenntniszuwachs  iterativ

verfeinert  und  an die Standortverhä1tnisse  angepasst  werden.35

Nach  § 13 Abs.  2 S. 1 StandAG  hat  die  BGE  für  das gesamte  Bundesgebiet  in  ei-

nem  ersten  Schritt  die  geologischen  Daten  der  zuständigen  Bundes-  und  Landes-

behörden,  die  fiir  das Standortauswahlverfahren  relevant  sein  können,  zusammen-

zutragen  und  in  geeigneter  Form  aufzubereiten.  In dieser  Phase  kornmt  dabei  der

umfassenden  Zusarnrnenstellung  des vorhandenen  Datenmaterials  -  auch  zum

Salzstock  Gorleben  (s.o.)  -  und  einem  dann  daraus  zu interpretierenden  geologi-

schen  Aufbau  des Untergnunds  im  Bereich  der  Wirtsgesteinsvorkommen  erhebli-

che  Bedeutung  zu.36

31 Wollenteit,  in: Frenz,  Atomrecht  2019,  § 36 StandAG  Rn. 6.

32 Hofmann, in: Smeddinck (Hrsg.), StandAG, 2017, rg 29 Rn. 51; s. Wollenteit,  in: Frenz,  Atomrecht  2019,
§ 36 StandAG  Rn. 6.

33 Wollenteit,  in: Frenz,  Atomrecht  2019,  e) 36 StandAG  Rn. 6 mit  Hinweis  aufKönig,  ZNER2012,  233,

236.

34 Hofmann, in: Smeddinck (Hrsg.), StandAG, 2017, 8129 Rn. 51; auch Wollenteit,  in: Frenz,  Atomrecht
2019,  § 36 StandAG  Rn. 6.

35 Wollenteit,  in: Frenz,  Atornrecht  2019,  § 13 StandAG  Rn. 6.

36 Ausfiihrlich  dazu  Wollenteit,  in: Frenz,  Atomrecht  2019,  § 13 StandAG  Rn. 7 m.w.N.
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In  einem  2. Schritt  werden  auf  diese  umfangreichen  geologischen  Daten  die  ge-

setzlich  festgelegten  Ausschlusskriterien,  Mindestanforderungen  und  geowissen-

schaftlichen  Abwägungskriterien  angewendet,  und  zwar  in  der  gesetzlich  in den

§§ 22-24  vorgesehenen  Stufenfo1ge.37

Zunächst  sind  die  in Fg 22 niedergelegten  geowissenschaftlichen  strikten  Aus-

schlusskriterien  heranzuziehen.  Sofern  ein  Sachverhalt  vorliegt,  der  in  § 22 Abs.

1 aufgeführt  ist  (zum  Beispiel  großräumige  Vertikalbewegung,  aktive  Störungs-

zone,  seismische  Aktivität  usw.),  ist  ein  Gebiet  von  vornherein  nicht  für  ein  End-

lager  geeignet  und  scheidet  bereits  an dieser  Stelle  aus dem  Standortauswahlver-

fahren  aus.38

Sodann  werden  auf  die  verbleibenden  Gebiete  die  gesetzlich  fixierten  geowissen-

schaftlichen  Mindestanforderungen  nach  § 23 angewendet.  Ein  Gebiet  ist  nur

dann  als Endlager  nach  § 23 Abs.  2 geeignet,  wenn  sämtliche  in § 23 Abs.  5 auf-

geführten  Mindestanforderungen  kumulativ  erfüllt  sind  (Gebirgsdurchlässigkeit;

Mächtigkeit  des einschlusswirksamen  Gebirgsbereichs  etc.).  Sofern  nicht  alle

Mindestanforderungen  vorliegen,  scheidet  das Gebiet  aus dem  Standort  Auswahl-

yerfahren  hiernach  aus.39

In  einem  letzten  Schritt  sind  schließlich  die  in § 24 gesetzlich  bestimmten  geo-

wissenschaftlichen  Abwägungskriterien  auf  die  verbliebenen  Gebiete  anzuwen-

den,  um  günstige  geologische  Voraussetzungen  für  die  sichere  Endlagening  zu

ermitteln.  Diese  geowissenschaftlichen  Abwägungskriterien  sollen  nicht  einem

rechnerischen  Verfahren  obliegen,  sondern,,verbal-argumentativ"  abgewogen

werden,  so die  Endlagerkomrnission."o Auf  dieser  Ebene  muss  eine  komplexe  Be-

werfüng  anhand  der  geowissenschaftlichen  Abwägungskriterien,  die  in  den  Abs.

3-5 des § 24 StandAG  niedergelegt  sind,  durchgeführt  werden.  Die  geforderten

günstigen  geologischen  Voraussetzungen  ergeben  sich  dabei  aus einer  sicher-

heitsgerichteten  Abwägung  der  Ergebnisse  zu allen  Abwägungskriterien.  Welche

Kriterien  für  die  Abwägung  relevant  sind,  ergibt  sich  aus dem  in  den Anlagen  1-

1l  zu § 24 Abs.  3 bis  5 StandAG  umfangreich  normierten  Katalog  von  Bewer-

tungskriterien.  Die  Kriterien  lassen  sich  in  drei  Gruppen  einteilen:  In  Absatz  3

und  den  Anlagen  1-4  geht  es um  die  erreichbare  Qualität  des Einschlusses  und

die  zu erwartende  Robustheit  des Nachweises.  In  Absatz  4 in  Verbindung  mit  den

Anlagen  5 und  6 ist  die  Absicherung  des Isolationsvermögens  festgeschrieben

und  Absatz  5 beschreibt  in  den  Anlagen  7-11 weitere  sicherheitsrelevante  Eigen-

schaften  an ein  End1ager.41 Da  die  Kriterien  dey Absätze  3-5 nicht  zwangsläufig

eine  bestirnmte  Abwägungsentscheidung  vorzugeben  vermögen,  wird  man  hier  -

37 Wollenteit,  in: Frenz,  Atomrecht  2019,  8) 13 StandAG  Rn. 8.

38 Wollenteit, in: Frenz, Atornrecht 2019, F:I 13 StandAG Rn. 9.

39 Wollenteit, in: Frenz,  Atomrecht 2019, F:113 StandAG Rn. IO.
4o K-Drs.  368,  306;  vgl.  auch  BT-Drs.  18/11398,  71.

41 Ausfiitu'lich  zu den  einzelnen  Abwägungskriterien  Wollenteit,  in: Frenz,  Atomrecht,  § 24 Rn. 10  ff.
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anders  als bei  den  Ausschlusskriterien  und  den  Mindestanforderungen  -  einen  ge-

wissen  Gesta1tungsspielraum  und  ein  Abwägungsermessen  annehmen  müssen."'-

Eine  entscheidende  Rolle  dürften  an dieser  Stelle  erneut  die  bis  heute  für  den

Salzstock  Gorleben  gewonnenen  Erkenntnisse  und  zusainmengestellten  Daten

spielen,  die  im  Rahmen  der  Abwägungsföterien  mit  Blick  auf  den Standort  Gor-

leben  zu  betrachten  sind.43

Alles  in  allem  muss  die  BGE  die  gesetzlich  festgelegten  Kriterien  auch  bezüglich

des Salzstocks  Gorleben  abpifen  und  kann  -  sofern  bereits  die  Ausschlusskrite-

rien  erfüllt  sind  oder  die  Mindestanforderungen  nicht  vorliegen  oder  aber  geowis-

senschaftliche  Abwägungskriterien  gegen  die  günstigen  geologischen  Verhält-

nisse  vor  Ort  sprechen  -  den  Standort  aus dem  weiteren  Suchverfahren  ausschlie-

ßen.  '

Es ist  demnach  keinesfalls  ausgeschlossen,  dass der  Salzstock  Gorleben  bereits  in

dieser  ersten  Stufe  der  Phase  1 aus dem  Standortauswahlverfahren  ausscheidet.

Rechtsaöältin

Dr.  Mi6ffi61e  John

42 Wollenteit,  in: Frenz,  Atomrecht  2019,  e) 13 StandAG  Rn. ll.

43 So auch  BGE  in Mitteilung  an Bürgerinitiative  Umweltschutz  Lüchow-Dannenberg,  v. 12.03.2019.


